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Drucksache Nr* 2l6 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Beamtenrecht 
über den Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 

- Drucksache Nr. 96 - 


betr.: Wiederherstellung der staatsbürgerlichen Gleich- 
berechtigung für Militär -Pensionäre und deren 
Hinterbliebene. 

Berichterstatter : 

Abgeordneter Zühlke 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, mit größter Beschleunigung 

1 . den Entwurf eines Gesetzes zu unterbreiten, das die 
Wiedergutmachungsansprüche der durch den National- 
sozialismus benachteiligten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes regelt; 

2. den Entwurf eines weiteren Gesetzes vorzulegen, das die 
Rechtsverhältnisse und Versorgungsansprüche des unter 
Artikel 131 G. G. fallenden Personenkreises, insbesondere 
der Flüchtlingsbeamten, der ehemaligen Berufssoldaten und 
der Entnazifizierten in einer Weise bundeseinheitlich regelt, 
die dem Grundsatz staatsbürgerlicher Gleichberechtigung 
Rechnung trägt. Dabei ist zu beachten, daß aus außer- 
ordentlichen Beförderungen in der Zeit zwischen 1933 
und 1945 keine Nutznießung anerkannt wird; 

3. bis zu der vorgesehenen endgültigen gesetzlichen Regelung 
Hilfsmaßnahmen für die unter Ziffer 1 und 2 genannten 
Personenkreise zu treffen. 


Bonn, den 11 November 1949 


Der Ausschuß für Beamtenrecht 

Arnholz Zühlke 

stellvertr. Vorsitzender Berichterstatter 
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